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Klägerin und Revisionsklägerin‚

g e g e n

oooooooooaaa.oo.oooootooaouooooaoooooooop

Beklagte und Revisionsbeklagte;

hat der 30 Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 25„ Oktober

19599
‚ : >

an der miugewirkt haben

Bundesrichter R i c h t e r
als Vorsitzender9

die Bundesrichter Dro.Sch r a f t und

‚
Era L a n g k e i t„

sowie die Bundessozialrichter M a n n und

T i e d t„

für Recht erkannt;

Auf die Revision der Klägerin Werden die Urw
teile des Landessozialgerichte Schlesw'g vom
22„ Juni 1956 und des Sozialgerichts Schleswig
Vom 205 Oktober 1955 sowie der ifiderspruchebe«=
scheid der beklagten vom 5° August 1955 und der
Bescheid derkueklagten vom 120 Juli 1955 aufge—
hobeno

Die Beklavte wird verurteilt9 der Klägerin
659——DM zu zahlen und ihr die außergericht—

L.lichen Koezen des Rechtsstreits zu ers attenc

Von Rechts wegenc
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Die Klägerin? von Beruf Hebnmme in der Stadt Plön9 erhob9 nach—

dem das Landgericht Kiel den zu ihm beschrittenen Rechtsweg
durch Urteil vom 20 Dezember 1954 für unzulässig erklärt hat—

te‚ beim Sozialgericht (SGD) Klage mit dem Antrage‚ die Beklag—

te zur Zahlung von 650—— DM nebst 4% Zinsen hieraus seit 150Ju—

ni 1954 zu verurteilen° Sie stützte ihre Klage auf die VO über

die von den Krankenkassen den Hebammen für Hebammenhilfe zu

zahlenden Gebühren in der Fassung der VO zur Änderung dieser
VO vom 50 April 1954 — HebGebV0 — (BAnz° 1954 Nro 68)0 Diese

sieht für Hebammenhilfe bei der vollendeten Entbindung eine

.Pauschgebühr vor9 die in Teuerungsklasse 1 (Orte mit einer

Wohnbevölkerung von mindestens 100 000 Einwohnern) 52om— DM

und in Teuerungsklasse 11 (Orte mit einer ”ohnbevölkerung von

weniger als 100 000 Einwohnern) 470—— DM beträgt0 Die Beklagte

.
hatte der Klägerin für 15 Entbindungsfälle im Jahre 1954 je

470——DM gezahlt° Die Klägerin forderte demgegenüber 520—4 DM

je Entbindungsfall und berief sich auf 5 2 der VO vom 50 April

1954? wonach Hebammen in Orten der Teuerungsklasse II9 "denen ‘

bis zum Inkrafttreten dieser V0 Vergütungen nach der Teuerungs—

klasse I zu gewähren waren9 diese auch weiterhin nach der Teum

erungsklasse I erhalten9 solange sie ihren bisherigen Wohnsitz

beibehalten"o Daß diese Regelung für sie gelte9 leitete die Klä_

gerin aus der Rechtsentwicklung in Schlesuig—Holstein nero Nach

5 15 des Preußischen Hebammengesetzes vom 205 Juli 1922 (Preußo

Gesob‘ammlo 1922 So 179) seien Gebührenordnungen für die einzel+

nen Regierungsbezirke zu erlassen gewesen„ Der damalige Regie—

rungspräsident in Schleswig habe für seinen Bezirk die Gebüh—
rehordnung vom 180 Kärz 1928 (Amtsblatt der Regierung Schles—

.wig‚ 50 176) erlassen9 durch deren 5 5 Abso 5 der Regierungs—
bezirk Schleswig einheitlich in die Teuerungsklasse 1 einge—

reiht worden seio Zwar habe diese Gebührenordnung zunächst

nur für die frei zu vergütende Tätigkeit der Hebammen gegol==

ten° Für den 139.119 daß nach der vom
Regierungspräsidénten

erw
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lassenen Gebührenordnung die @euerungsklasse I anzuwenden

sei9 habe aber der Preußische Minister für Volkswohlfahrt

auf Grund von @ 576a RVG (iodoFo des Geso vom 90 Juli 1926

— RGB1° I SO 407 —) durch Verordnung vom 150 Juni 1951

(Amtsblatt "Volkswohlfahrt" 1951 So 610) bestimu ? daß die

Krankenkassen den Hebammen eine Pauschgebühr von 52940 RM

je Entbindung zu zahlen hätteno Auch nach Inkrafttreten des

Reichshebammengesetzes vom 215 Dezember 1958 (RGBI„I Sc1895)

sei es zunächst hierbei verbliebeno Erst am 40 Juli l94l-sei
dann die Verordnung über die von den Krankenkassen den Hebam—

men zu zahlenden Gebühren erlassen :orden (RG51L I 30 568)?

die — wie die HebGebV0 vom 50 April 1954 — zwei Teuerungsklas—

sen (Teuerungsklasse I 560——BM? Teuerungsklasse II 52;—— RM

je bntbindungs all) vorgesehen9 jedoch auch bestimmt habe?

daß es9 soweit Orte bisher in Teuerungsklasse I eingereiht

gewesen'seien9 hierbei verbleibeo Alle im Regierungsbezirk

öehles ig ansässigen Hebammen hätten also den nach der VO

vom 40 Juli 1941 auf 56„—— R% erhöhten Pauschsatz der TeuerungSw*

klasse I erhalten° Dieser Datz habe sich jedoch nach dem Krie—

ge als zu niedrig erwiesenc Bei den Verhandlungen der Hebammen“

schaft mit den Krankenkassen und der Landesregierung sei der Vor_

schlag‚ die Pauschsätze zu erhöhen und dabei zwei Teuerungsklas—

sen zu bilden? auf den Widerstand der Hebammensehaft gestoßeng
Deshalb sei die von den Krankenkassen für jeden Entbindungsfall

zu zahlende Vergütung in der Verordnung des Landes Schleswig—Holm

stein vom 6„ Mai 1952 (Sohle Holsto GVBIO So 78) allgemein auf
einen Pauschsatz von 40r—— DM erhöht'worden° Der sich daraus er_

gehende Rechtszustand sei bis zum Inkrafttreten einer bundesein==
héitlichen Regelung befristet gewesen und daher durch die oben

erwähnte, am 10 Februar 1954 in Kraft getretene HebGebV0 abgem
löst werdeno Da in öchleswig—Holstein bis dahin alle Hebammen

stets in der Teuerungsklasse I g w sen seien9 also den Höchste-=

satz erhalten hätten und da dieser Höchstsatz im Lande Schle3w

wingolstein durch die VO vom 60 Mai 1952 noch erhöht worden

sei? müsse angenommen werden? daß es sich dabei um eine Vergüw
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tung nach Teuerungsklasse I icS° des 5 2 HebGebV0 vom
30 April 1954 gehandelt habe° Deshalb stehe der Klägerin

- wie allen Hebammen Schleswig-Holsteins — vom 1„ Februar

1954 an der Pausehsatz von 520——DM (Teuerungsklasse I) zug
Mit der Klage forderte die Klägerin für 13 Entbindungsfalw

le den Unterschiedsbetrag von 504—DMje Entbindungsfallo

Die Beklagte beantragte, die Klage abzuwéisen: Die Voraus—

setzungen des 5 2 HebGebVo seien nicht erfüllt() Das Land
Schle3wig—Holstein habe durch 5 9 der Verordnung vom 60Mai

1952 die VO über die von den Krankenkassen den Hebammen

für Hebammenhilfe zu zahlenden Gebühren vom 4„ Juli 1941

sowie die Gebührenordnung für Hebammen vom 18„ März 1928

nebst Ergänzung vom 280 Februar 1953 ausdrücklich aufge—
hoben° Damit sei die Unterscheidung nach Teuerungsklassen
weggéfalleno Seit dem 60 Mai 1952 habe es in Schleswig—Hol»

stein keine Hebammen der Teuerungsklasse II mit Vergütung

nadiTeuerungsklasse I mehr gegeben° Deshalb habe @ 2 HebGebw

für Schleswig—Holstein keine Bedeutung, die Vergütung müsse
vvvielmehr nach @ 1 HebGebvo gezahlt—werden9 der die Klägerin

der Teuerungsklasse II mit dem ihr gewahrten Pauschsatz von

470——DM je Entbindung zuordneo

In der ersten mündlichen Verhandlung vor dem SG0 entstanden

Bedenken9 ob die 5ache nicht vorverfahrenspflichtig sei0 Die

Klägerin bat daher9 die Klage als Widerspruch gegen die Be_

scheide der Beklagten aufzufasseny durch die jeweils die Zahn

1ung von 5„—— DM je Entbindungsfall abgelehnt werden seio

Die Beklagte erließ daraufhin den ablehnenden Bescheid vom
12_ Juli 1955? Die Widerspruchsstelle der Beklagten lehnte
den Anspruch der Klägerin? ihr je Entbindung eine Vergü—

tung von 520——DM (statt 470——DM) zu zahlen9 am 20/50 Au_

gust 1955 mit der in der Klageerwiderung enthaltenen Begrün-=

dung ab° "

Die Klägerin beantragte nunmehr? den Bescheid der Beklagten
=. 5m
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vom 120 Juli 1955 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
50 August 1955 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen9 ihr

650—— DM zu zahlen°

Das 530 wies die Klage durch Urteil vom 200 Oktober 1955 ab und

ließ die Berufung zu0

Mit der Berufung machte die Klägerin geltend7 es sei kein Vera

verfahren erforderlich gewesen° Die Beklagte habe die sich aus

der Gebührenordnung ergebende Vergütung zu zahlen‚ ohne daß es

einer vorherigen Festsetzung durch einen Verwaltungsakt bedürfe°

Die Klage sei auf Verurteilung zu einer Leistung gerichtet? auf

die ein Rechtsanspruch bestehe; eine solche Klage könne nach @ 54

Abso 5 des Sozialgerichtogesetaes (SGG) auch erhoben werden? wenn

kein Verwaltungsakt zu ergehen habeo Auch unter dem Gesichtspunkt

des @ 80 Nr„ 1 SGG sei kein Vorverfahren erforderlich ge■eseng

denn es handele sich nicht um eine Angelegenheit der Kranken—

versicherung im Sinne dieser Vorschrift9 de die Klägerin? die

an sich einen privatrechtlichen Anspruch gegen die von ihr be»

treuten Möchnerinnen habe9 außerhalb des Kreises der Versiche—

rungsträger und der Versicherten stehen

Sachlich—rechtlich beanstandete die Klägerin9 das SGD habe in

der durch die Verordnung vom 60 Mai 1952 eingeführten Einheits—
Tau...gebühr von 400—— DM je Entbindung zu Unrecht eine nicht der

erungsklasse I entsprechende Gebühr gesehene In Mehrheit sei der

bis dahin einheitlich nach Teuerungsklasse I der Verordnung vom

40 Juli 1941 gewährte Satz —unter Jegfall der für das Land Schlesw*
wig—Holstein ohnehin uninteressenten Teuerungsklasse II und damit

von Teuerungsklassen überhaupt — erhöht werden„ Zweck dieser Ein—

heitsgebühr sei es gewesen? die Hebammen in Stadt und Land — wegen
gleicher Lebensbedingungen — unter Erhöhung des Gebührensatzcs

gleichzustelleno 3ies ergibe sich auch aus dem Protokoll über die
Verhandlung der Eebamnenschaft mit den Krankenkassen und der Lan«

desregierung, die vor Erlaß der Verordnung vom 60 Mai 1952 statt—

gefunden habe° Die Hebammensehaft habe dabei eine Gebührenerhöhung

um 25% verlengt9 Während die Krankenkassen nur zu einer Lrhöhung

der Teuerungsklasse I — bei gleichzeitiger «iedereinführung der

Teuerung$klasse II —auf 41„——DMbereit gewesen seien„ Wenn daher
1 6

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..6„

die Verordnung vom 60 Mai 1952 als Übergangslösung bis

zu einer bundeseinheitlichen Regelung eine Einheitsgebühr

von 400-— DM festgelegt habe‚ so sei das ein einheitlicher

ßatz9 der dem von den Krankenkassen für die Teuerungsklassev

I vorgeschlagenen Satz sehr nachekomme und daher dieser Teu—

erungsklasse entsprecheo

Das Landessozialgericht (LSGO) wies die Berufung zurück und
ließ die Revision zu: Der Anspruch der Klägerin sei öffent-

lich—rechtlicher Natur} weil er bei Durchführung der Sozial—

versicherung entstanden sei; 5 51 Abs° 2 SGG spreche nicht

dagegeno wenn die Beklagte auch bereits vor
Erhebung—der

Klage vor dem Landgericht Kiel einen ablehnenden Bescheid er«
teilt habe und der kiderspruch erst nach der mündlichen Ver—

handlung vom 500 Juni 1955 eingelegt werden sei? so sei die
Klage doch zulässig‚ weil die Widerspruchsfrist — mangels

einer Rechtsmittelbelehrung durch die Beklagte —_ein Jahr
betragen habe° Die Beklagte habe sich auch nicht auf eine
Versäumung der Widerspruchsfrist berufen9 der Widerspruch

sei daher als fristgerecht anzusehen„ Das Niderspruchsver=

fahren sei notwendig gewesen, da es sich jedenfalls um eine

Angelegenheit der Krankenversicherung im Sinne des 5 80 Nrol

5GG gehandelt habe; 5 54 Abs° 5 SGGfinde in Angelegenheim
ten der Krankenversicherung keine Anwendungo

Sachlich—rechtlich schloß sich das LSG° der Auffassung der

Beklagten und des DG„ an9 weil die Verordnung vom 60Mai
_1952 — im Gegensatz zu den früheren Gebührenregelungen in

Schleswig—Holstein — keine Bestimmung enthalten habe‚ nach

der alle Orte Schleswig—Holsteins in die Teuerungsklasse I
eingestuft würden° Aus diesem Grunde richte sich der Ana

spruch der_Klägerin nicht nach 5 27 sondern nach @ l HebGebVoa

Mit der Revision rügt die Klägerin zunächst die Verletzung

des © 80 SGGOEin Vorverfahren habe nur stattzufinden9 wenn
sich die Klage gegen einen Verwaltungsékt richte oder wenn

es sich um eine Angelegenheit der Krankenversicherung handelen

„ 7 i
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Beides komme hier nicht in Frege„ Die KM 3erin sei auf Grund

eines privatrechtlichen Geschäftshes er3un3 svertra3es tätig ge—

wesen‚ ihr Rechtsverhältnis zur Wöchnerin und zur Kasse ähnele.

dem des Armenanwelts zur armen Partei und zum Staat0 Das öffent—

liche Recht bestimme nur5 daß eine sozialV@rsieherte Frau we_

gen der aus diesem Gesehäftsbesergun ’"V(thub entstandenen Form

derun3en der Hebamme nicht in Än spruch genomzxen werden durfe und

daß an d.ie Stelle dieser forderungen ein Reehtw spruch 3e3en

die Krankenkasse in bestimnter Höhe trete° Da es

nsieh_mithin

nur

um Heck tsfre 30n‚ doho um die Auslegung eines bestimmten Rechtse

satzes handele, nicht aber um Erme"sensira3en habe die Beklagte

ni eht durch Verwaltungsakt entscheiden können; danach entfalle

ein Vorverfehreno Um eine Angelegenheit der Kran} :enversieherung

handele es sich deshalb nicht; weil die Klägerin au perhelb des

unmittelearen rechtlichen Dinflußbereiehs der Krankenkasse ste—

be und nur eine ihr vertre3lieh zustehende Vergütung von der ihr

gesetzlich zugewiesenen Zehlstelle forderec

“”

Iaateriell rü3t die Klä3;eri n unriehtige Ausle3un3 der Verordnun3en

vom 40 Juli 1941 und vom 30 April 1954° Sie wiederholt insoweit
ihren Vertrag 1‘ster und zweiter Insts nz und stellt den Antra39

die Beklagte zur Zahlung von 650—— DM zu verurteilen‚

hilfsweise‚

sie zu dieser Zehlun3 unter Aufhebung der Beseheide der

Beklagten-vom l2o Juli und 5; August 1955 zu verurteilena
(

Die Beklagte beantragt die Revision zurückzuweisen° Sie hält

das o13efeehtene U1teil für zutreffend°

Ile

Die Be ision ist - da vom LEGO zu3e1338en @ 162 Absol Nro'l “GG »
ste tthe „

Sie ist form— und frist3ereeht eingelegt sowie rechtm

zeitig be3rd ndet avorden (@@1649 166 SGG) und hiernach zuläs si3
Die Revission ist auch begründeto

_ 8 _
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Des.L5Go hat zutreffend angenommen9 daß für die Entschei—

dung des vorliegenden Rechtsstreits die Gerichte der Soziale

'gerichtsbarkeit nach @ 51 SGG zuständig sind° Da das zunächst

von der Klägerin angerufene Landgericht Kiel die Zulässigm

keit des Rechtswégee —zu den Zivilgerichten rechtskräftig

'verneint hat9 sind die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit

an diese Entseheidunggebunden (@ 52 Abs„ 2 5GG)° Sie haben
jedoch zu prüfen? ob für den vorliegenden Anspruch etwa der

Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten oder den allgemeinen Ver—

waltungsgerichten gegeben ist! Dies ist aber zu verneinen9

Weil es sich um eine "öffentlich—rechtliche Streitigkeit in

Angelegenheiten der Sozialversioherung" im Sinne des @ 51
SGG handelt° Das Verhältnis der Hebamme zur

Krankenkasse ist?

soweit es sich um die Zahlung der Vergütung für die Leistun«

gen der Hebammen bei der Inanspruchnahme durch Mitglieder Von

Krankenkassen oder deren mitversicherte Angehörige handelt?

durch Vorschriften geregelt? die im öffentlichen Interesse

und als Bestandteil des 50zialversichcrungsrechts zur För—

derung der Volksgesundheit erlassen und dem öffentlichen

Recht zazurechnen sind (5 376 & RVG — in der Fassung des
Gesetzes zur Regelung von Fragen des Hebammenwesens vom
4° Januar 1954 (BGBlOI So 41) — und die oben unter I ange—
führte Verordnung vom 5„ April 1954; vgl° neuerdings die }

Verordnung vom 150 Dezember 1956 — BAnzo 1956 Nr„ 248 Sgel)n

spruch der Hebamme auf die Hebammengebühr zu begründen; ale

lein die Tatsache, daß die Hebamme in einem Falle Hilfe gem
leistet hat? in dem die hrenkenkesse nach 5 195 a oder 5 2058

EVOdochénhilfe zu geWährenhat? begründet}_{_I‘_g_fi■_e■sptgegs■ih—
ren Anspruch gegen die Krankenkasse auf die Gebühren0 In diem

sem Sinne behandelt die EVO den Gebührenanspruch der Hebamme

gegenüber der “rankenkasse als einen "für beide Teile vere
bindlich" geregelten gesetzlichen Anspruch (% 576a AbsolRVO)e

Nach @ 576a Abso 2 BVG haben die Krankenkassen die vom Bundes—

minister für Arbeit unter Mitwirkung der Verbände der Krane
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_ 9 „
kenkassen9 der Ersatzkassen und der Hebammen verbindlich fes tgeset7—

ten Gebühren an die Hebammen zu zahlen9 und diese sind nicht berech—

tigt weitergehende Ansprüche an die Wöchnerin zu stelleno Besteht

somit kein privatrechtliehes Vertrags verhältnis zw ischen der frei—

beruflich tätigen Hebamme.und der Krankenkasse„ so liegt hier keine

die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte — nach @ 2 deseArbeitsgerichtr-

geset7 zes vom 3 September 1955 (BGBIOI 50 1267) — gründ.ende b1„irger—

lich—rechtliche Rechtsstreiti gkeit vor° Denn es kommt — wie man den

Rechtscharakter des Verhältnisses zwischen der Möchnerin und der

Hebamme auch beurteilen mag — jedenfalls für die hier zu entschei—

dende Fra„g @ nur auf die oi*entlici—rechtlich geregelten Rechts be—

ziehungen zwischen der Klä■crin und der oeklagten Krankenkasse ano

Dem steht nicht entgegen9 daß nach dem vor Inkrafttreten des Soziale

C*erichtsge'eetzes geltenden Recht die Ansprüche der Hebammen gegen

die Kr kenkes sen vor den ordentlichen Gerichten geltend zu machen

waren (vgla BVA° in EuMo Bdo 26 53 539 und AN 1929 So 88)? denn in—

SOWeit galt vor den Inkrafttreten des SGG reine der Grundse„tzrege-

lung des 5 51 SGG entsprechende generelle Vorschrift9 die den Rechts»

weg zu den Versicherungsbehörden eröffneteo Diesen Behörden stand

vielmehr damals nach der durch @ 224 Abs0 3 Nro l BGG aufgehobenen

Vorschrift des 5 1636 RVG nur die Entscheidung bei Streit "über die

Leistungen aus der nra„aenvcr370b<rung" zu; darunter waren jedoch

nur Leistungen zu verste;en‚ wie sie das Zv:ei te Buch der BVG für die

Versicherten vorsah„ nicht jedoch Vcrgütungen an Dritte? die solche

Leistunt;en für den Vers Jcherungstr ger erbraCLt haben„ Deer Ge Uhrenn

anspruch der Kläggerin beruht auf einem im Recht der Dozialversichee

rung begründeten und deselbe t grundsätzlich geregelten Rechts verhält_

nis9 so daß auch der Rechtsweg der allgegeinen Verwaltungsgerichtsbaru

keit ausscheideto Dafür spricht? auch die Erwägung9 daß das Bestehen

einer Zahlungspi licht der Kran]m hasse gegenüber der Hebamme von der

bean„‚octung rein soz iFIVersiclw ma1gsrecht licher (doho unzweiielhaft

öffentlich—rechtlicher) Vorfragen9 vie 2030 der Versicherungspfliext

der ‘öchnerin9 der Dauer ihrer Versic -erung (vglo @ l95a RVO)abhängen

wirds Für den Anspruch der Klägerin ist mithin jedenfalls seit In-

krafttreten des Sozialgeriehtsgesetues der Rechtsweg zu
den öoz'alm

gezricchten nach @ 51 Abs„l SGG geggeben (ebenso Urteil des BGHOvom
l„1001959 — VII ZR 36/58

— in NJ\"0 %9 50 23043 Petersgl L-„ndbuch

der Kreukenversicherung Teil 2

/lä
Erlo zu @ 376n EVO? Schumacher„

I{ebammen U.nd Krankenkassen (50) 30 l[ und Schroeterp BKK„ 1955

5135)„
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Der Auffassung des Landessozialgerichts9 es habe im vorlie—

genden Fall eines VerWaltungsakts der beklagten Krankenkasse

bedurft9 kann nicht beigetreten werden° Ein solcher Verwal—

tungsakt setzt ein Eingliederungs— oder Unterordnungsverm

hältnis voraus? das bei freiberuflich tätigen Hebammen ge—

genüber der Krankenkasse nicht besteht° Vielmehr haben die

Krankenkassen den freiberuflichen Hebammen gegenüber keine

übergeordnete öffentlich—rechtliche Position9 kraft deren

sie ihnen mit hoheitlicher Gewalt gegenübertreten könnten;

dies ist aber notwendige Voraussetzung für den Erlaß eines

Verwaltungsaktso Der — wenn auch öffentlich—rechtlich ge_v

regelte — Rechtsanspruch der Hebamme gegen die Krankenkas»

se beruht — im Gegensatz zu dem durch 5 368 f RVG g;eif'<>‚gel_w
ten Honoraranspruoh des Kassenarztes gegenüber der öffentm

lich—rechtlichen Kassenärztlichen Vereinigung9 der er als

Mitglied angehört — auf Rechtsbeziehungen im Sinne rechte

licher Gleichstellung (Koordination) der beiden Partner

(vglo hierzu Enneccerus/Nip—erdey9 Allg° Teil des bürger==
lichen Rechts9 Lehrbuch9 14° Auflo9 Edel 50 144)G Die Klae

ge ist daher nach 5 54 Abso 5 SGGzulässig„ Ob die kiägerin„

um die formelle Bindung des von der 3eklagten unzulässigerw

weise erlassenen Verwaltungsakts (@ 77 SGG) zu verhindern9

Widerspruch erheben mußte‚ bedarf keiner Entscheidung9 denn

tatsächlich ist ein den gesetzlichen Vorschriften entspre—

chendes Vorvorfahren (55 78 ffc 5GG) durchgeführt werdeno

Der von der Klägerin erhobene Anspruch auf Zahlung der Ver»

gütung nach Teuerungsklasse I der HebGebVo ist begründeto
Ursprünglich war es Sache der obersten Verwaltungsbehörden

der Länder? die Gebühren der Hebammen für die EntbindungSw

.
fälle festzusetzen9 für die eine.Versicherung nach dem Zweie

ten Buch der EVO besteht (@ 376 a RVG aoFg)o Nach der VO

des Preuß„ %inisters für Volkswohlfahrt vom 243 März 1928

(Amtsbl„ 1928 so 341) War den Hebammen für die Hilfeleistung

bei der Entbindung einer Frau? die von einem Träger der

Krankenversioherung Jochenhilfe oder Familienhilfe beanspru«
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chen kann„ in der Teuerungsklasse I eine Pauschgebühr von

360—— Ei und in den Teuerungsklaesen II und III eine solche

von 320—— ad zu zahlen; welche Teuerungsklesse maßgebend

war9 hatte eine vom Repierungspräsidenten zu erlassende Ge—

bührenordnung zu bestimmeno Each der Gebührenordnung des Re—

gierungspräsidenten von Sehleswig war "der Regierungsbezirk

Schleswig einheitlich in die Teuerungsklasee I eingereiht"

1Gebührenordnung vom 180 März 1928? Amtsblß der Rego zu Schles—

wig 1928 30 176)o Auf Grund des 5 18 des Hebammengesetzes vom
210 Dezember 1938 (RG310I Sc 1893) und des @ 376 & RVO a„Fo

setzte die vom Reichsminister des Innern im Einvernehmen mit

dem Reichsminister der Finanzen und dem Reichsarbeitsmini8‘er

erlassene V0 über die von den Krankenkassen den Hebammen für

Hebammenhilfe zu zahlenden Gebühren vom 49 Juli 1941 (RGBICI

So 368) " Pauschgebühren" nach zwei Teuerungsklassen fest
(Teuerungsklesse I für Orte mit mindestens 100 000 Einwohnerns

360——RM; Teuerungsklasse II für Orte mit weniger als 100 030

Einwohnern; 32c——RM)„ Diese Verordnung enthielt eine Besitz«

standsklausel9 nach der Orte, die nach den bisher geltenden

Keesengebührenordnungen in die Teuerungsklessc I eingestuft

waren9 weiterhin in der Teuerungsklasse I verbliebene Die

Hebammen in Schleswig—Holstein erhielten danach Gebühren nach

der Teuerungsklasse I (36„—— RM9 später DM)„ Als nach dem Zum
semmenbruch und nach Inkrafttreten des Grundgesetzes zunäekst

keine weitere bundesgcsetzliche Regelung erging9 erzielten die

Hebammen in Schleswig—Holstein9 entsprechend dem Vorgehen der

Hebammen in anderen I.;‘elndern,n eine Änderung des bisherigen Ge—

bührensatzee durch den Landesgesetzgeber° Er erhöhte "vorbehaltw

lich einer bundesgesetzlichen Regelung" die bisher von den Kran—
kenkassen zu zahlenden "Pauschgebühren" auf 400——DM (VO vom
60 Mai 1952‚ GVBIo Schleswig—Hölstein 1952 So 79) und setzt»
für Schleswig—Holstein die früheren landesrechtlichen Regelun—

gen aus der Zeit vor 1933 und die frühere reichsrechtliche VO

vom 40 Juli 1941 außer Kreftc Die Hebammenschaft hatte bei ihrer

1 12 m
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nach @ 376a EVO aoFo vorgeschriebenen Mitwirkung im Laufe

der Verhandlungen eine Gebührenerhöhung um 25 voHo ver—

’—langt; die Krankenkassen hatten für Tcuerungsklasse I

— allerdings verbunden mit der Forderung auf Einführung

von zwei Teuerungsklassen
— einen Satz von 4lo—— DM als

angemessen erachtet° Die für Schleswig—Holstein schließlich

einheitlich auf 400—— DM festgesetzte Gebühr stimmt der

Höhe nach mit der in Niedersachsen durch VO vom 22„ Mai 1951

für Teuerungsklasse I festgesetzten "Pauschalgebühr" — für

Teuerungsklasse II wurde sie auf 55„——DM festgesetzt

— überein (GuVOBlc Niedersachsen 1951 S° 129)o Die bundes—
rechtliche Regelung9 die der Bundesminister des Innern auf

Grund von 5 376 a EVO iodoFo des Geso zur Regelung von
Fragen des Hebammenwesens vom 4° Januar 1954 (BGBlOI Scl)

im Einvernehmen mit dem-Bundesminister für Arbeit und mit
Zuetimmung des Bundesrats getroffen hat9 setzte unter Än—

derung der VO über die von den Krankenkassen den Hebammen

für Hebammenhilfe zu zahlenden Gebühren vom 40 Juli 1941

die Pauschgebühr für Orte der Teuerungsklasse I (mit mine-°

destens lOOOOOOEinwohnern) auf 52o——DM und für Orte der
Teuerungsklasse II (Orte mit weniger als lOOOOOO Einwohnern)

auf 470——DM fest (VO vom 30 April 19549 BAnzo 1954 Nro68

So l)o @2 dieser am 10 ?ebruar 1954 in Kraft getretenen
VO enthält folgende Besitzstandsklauselz"Hebammen in Orten

der Teuerungsklasse II9 denen bis zum Inkrafttreten dieser

Verordnung Vergütungen nach der Tcuerurgsklasse I zu ge—
währen waren‚ erhalten diese auch weiterhin nach der Teum

erungsklasse I7 solange sie ihren bisherigen Wohnsitz bei—

behalteno" '

Der Senat hat bei Auslegung dieser bundesrechtliohen Bee

stimmung die Frage, ob die der Klägerin auf Grund der VO

des Landes Schleswig—Holstein vom 60 Mai 1952 bisher zuste—

hende Gebühr als "Vergütung nach der Teuerungsklasse I" ge»
Währt wurde9 bejaht9 weil die Hebammen in Schleswig—Holstein

unter der Herrschaft der durch die bundesrechtliche VO des

_ 15 i
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Jahres 1954 auch für Schlesaig—Holsteir wieder in Kraft ge—
setzten V0 des Jahres 1941 wie auch nach dem früheren schles—

Wigschen Landesrecht seit dem Jahre 1928 stets eine Pausch—

gebühr nach der höchsten Tcuerungsklasse I erhalten haben„ Die

Gebühren? die der Klägerin in Schleswig—Holstein nach der im

Jahre 1952 unter Hinweis auf die erwartete bundesrechtliche

Neuordnung getroffenen landesrechtlichen Regelung gezahlt wur==
den? haben nach den Zusammenhängen‚ in denen die landesrecht—

liche Regelung zeitlich? sachlich und auch rechtlich steht?

den Charakter einer "Vergütung nach der Teuerungsklasse I" im
Sinne des 5 2 der Verordnunv vom 50 April 19540 Diese Vergüw

tung war bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung (am lf2ol954)

auch den Hebammen in der an sich nach ihrer Einwohnerzahl zur
Teuerungsklssse II gehörenden Stadt Plön zu gewähreno Da die

Klägerin euch‚ wie es 5 2 HebGebV0 fordert9 seit dem Inkraft—

treten dieser Verordnung ihren bisherigen Nohnsitz beibehe ten

hat? sind alle Voraussetzungen für ihren Anspruch auf Zahlunt

der Gebühren unter Zugrundelegung der Teuerungsklesse I nach der

Verordnung vom 50 April 1954 erfüllt„ Die Besitzstandsklaueel

des 5 2 eoaooo findet dagegen keine Anwendung auf Hebammen‚ die

sich — anders als die Klägerin — erst „ech Inkrafttreten der

Verordnung vom 50 April 1954 in Schleswig—Holstein als Hebamme
niedergelassen haben oder die ihren Johnsitz nach diesem Zeit-

'punkt in einen Ort mit Weniger als 100 000 Einwohnern verlegen°

Jenn die Beklagte geltend macht? bei Inkrafttreten der Verord—

nung von 30 April 1954 hätten in Schleswig—Holstein keine Teue—

rungsklessen bestanden? die Hebammen seien vielmehr nach einem

Einheitssatz vergütet worden9 der nicht als "Vergütung nach der
Teuerungsklasse I" angesehen werden könne‚ so ist dem entgegen—

zuhalten9 daß diese Auffassung mit dem Sinn und Zweck der Be—

sitzstendsklausel des @ 2 HebGebV0 nicht vereinbar isto Wenn

’auch rein formell in Schleswig—Holstein keine Teuerungsklassen

bestanden haben? so haben doch bis zum Inkrafttreten der HebGebV0

die in Schleswig—Holstein niedergelassenen Hebammen tatsächlich

seit dem Jahre 1928 ohne Rücksicht auf ihren Wohnort eine Gebühr
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erhalten? die der Einstufung in die Teuerungsklässe I ent—

spricht„ Das Landessozielgericht hat bei seiner rechtlichen
Beurteilung verksnnt‚ daß auch die Rechtsentwicklung nach

der herrschenden Meinung und Rechtsprechung ein wichtiges

Erkenntnismittel der Gesetzesauslegung darstellt (zu vglo

Enneccerus—Nipperdey; aoa„0„9 lo Bdo So 2059 Lchmann‚ Allgo
Teil des Bürgerlichen Gesetzbuches (11°) So 559 ?alendt9
Bürgerliches Gesetzbuch (18°) Einlo vor 5 l 50 79 Komma zum
9GB7 herausgegeben von Reichsgerichtsräten und Bundesrichm

tern I° Bdo (109 so 7 unten) und daß bei der Auslegung von
Rechtsvorschriften gegenüber Erwägungen formaler Art wirt—

schaftliche Gesichtspunkte nicht außer Betracht bleiben”

dürfen (vglo Staudinger9 Komm„
zum BGB (110) ID Bdo Binla

So 47 £Eandnote 727 unter Binneis auf die Rechtsprechung
der RGQ)° Der Umstand9 daß das Land Schleswig—Holstein

nach der Verordnung vom 60 Mai 1952 die von den Krankene

kassen für Hebammenhilfe zu zahlende Gebühr einheitlich

festgesetzt hat? schließt es nicht aus? diese Gebühr unter
dem Gesichtspunkt der Verordnung vom 3„ April 1954 als

"Vergütung nach der Teuerungsklasse I" zu
beurteilenc Nach

der Auffassung des Senats ergibt sich vielmehr aus der dar—

gelegten Entwicklung der gebührenrechtlichen Regelung in

Schleswig—Holstein7 daß die durch die Verordnung vom 60Mai

1952 festgesetzt ”Pauschgebühr" in Höhe eines bestimmten

Mindestsatzes ihrer wirtschaftlichen Bedeutung nach als

eine "Vergütung nach der Teueruhgsklasse I" im Sinne der
Verordnung vom 3„_April 1954 anzusehen isto Die Verordnung

vom 60 Mai 1952; die keine Unterscheidung nach Teuerungs—

klassen kanntep wollte den bisherigen Rechtszustand9 wonach

auch den in kleineren Orten wohnenden Hebammen dieselben Ge=

bühren zustanden wie den Hebammen in Orten mit l00 000 Eine

w_ohnern9 nicht beseitigeno_Demnach erfaßt die Besitzstandsw

klausel der HebGebV0 alle Hebannen, die beim Inkrafttreten
der Verordnung in Schleswig—Holstein niedergelassen waren

‚_ und ihren dortigen Johnsitz beibehalten habeno
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Das angefochtene Urteil und äas Urteil des Sozialgerichts waren
daher aufzuheben und die Beklagte auf die von der Klägerin era

hobene Leistungsklag€ (@ 54 Abso 5 SGG) zur Zahlung zu verurtei—

len° Zugleich waren die die Klägerin beschwerenden Verwaltungs_

akte9 die — wie dargelegt — mangels hoheitlicher Befugnisse der

Beklagten gegenüber der Klägerin nicht hätten ergehen dürfen?

auf den Hilfsantrag der Klägerin als rechtswidrig ehfzuhebeno

Die Kostenentseheidung ergibt sich aus @ 193 £3‘GGc

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

